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Während zwei Monaten haben die Büe-
zerInnen der Karton Deisswil mit Ar-
beitgeberInnen, PolitikerInnen und am 
Ende mit Spekulanten um ihre Zukunft 
gerungen. Zwei Monate lang wurden die 
BüezerInnen verarscht und hintergan-
gen. Das Wetter hat während dieser Zeit 
die passende Kulisse geliefert: An kaum 
einem Tag war es durchwegs sonnig – 
sie wurden im Regen stehen gelassen. 
Um den Arbeitskampf in Deisswil geht 
es in zwei Artikeln in dieser und der 
nächsten Ausgabe. Im ersten Artikel 
geht es um die Ereignisse in und um 
Deisswil und im zweiten Artikel werden 
zwei Unterstützer der DeisswilerInnen 
den Kampf analysieren und kommen-
tieren.
In Deisswil beging die grosse Gewerk-
schaft vor heimischen Spekulanten und 
Kapitalisten einen Kniefall – als ob 
AusbeuterInnen aus der „Heimat“ bes-
ser wären! 
Umso wichtiger ist es, dass die Arbeit 
von grossen und kleinen kämpferischen 
(Basis-)Gewerkschaften nicht behindert 
wird! In Berlin konnte die lokale kämp-
ferische Gewerkschaftsbewegung einen 
ersten kleinen Sieg erringen: In einem 
unerwartet positiven Urteil hoben die 
Richter das Urteil gegen die Berliner 
FAU auf.
Auch aus Serbien erreichen uns positi-
ve Nachrichten: Die Belgrade 6 wurden 
freigesprochen und damit ist auch dieser 
Angriff auf eine unangepasste und radi-
kale Gewerkschaft misslungen!

Die Nachrichten aus dem Ausland sind 
also mehrheitlich erleichternd. Wir müs-
sen nun in der Schweiz weiter daran ar-
beiten, dass unter „Gewerkschaft“ nicht 
bloss eine massiv beflaggte Agentur für 
Rechtsschutzversicherungen verstanden 
wird.
Packen wir’s an und gehen hoffnungs-
voll in den Hochsommer!
Eure FAUistas

Der graue Koloss liegt ruhig im grünen Tal, 
der säuerliche Geruch ist verschwunden. Es 
weht keine Dampffahne mehr in das kurvi-
ge Worblental. Die verbleichte Schweizer-
fahne weht schlaff hinter dem Schriftzug 
„Karton Deisswil“. In den mittlerweile 
stillen Schluchten zwischen den Fabrikge-
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   Editorial

bäuden führen ausgefahrene Gleise durch 
Pfützen, die der letzte Regen in den rissigen 
Beton gefüllt hat. Der graue Koloss wirkt 
noch grauer und bröckliger als sonst. Als 
hätte er selbst aufgegeben. Und irgendwie 
ist es auch so, denn seit dem 28. Mai ist al-
les vorbei. 
Die kämpferischen ArbeiterInnen von 
Deisswil versammelten sich nach der Be-
triebsversammlung vor einem Werktor und 
zerrissen zusammen mit dem Unia-Funkti-
onär Corrado Pardini das Transparent mit 
der Aufschrift „Wir kämpfen für unsere 
Arbeitsplätze!“

Gekämpft haben sie auch: Acht Wochen 
hat die Auseinandersetzung zwischen den 
DeisswilerInnen und dem Karton- und 
Holzmulti Mayer-Melnhof (MM) gedau-
ert. Während diesen acht Wochen wurden 
die DeisswilerInnen von allen Beteiligten 
übergangen und ausgetrickst: Zuerst von 
der Geschäftsleitung, die die Betriebs-
schliessung während den einwöchigen Be-
(weiter auf Seite 2)

Arbeiter und Corrado Pardini zerreissen vor der Fabrik ein Kampftransparent

Ein Erfolg, der keiner ist 
Der Kampf gegen die Schliessung der Karton Deisswil - Teil 1 Ereignisse

Acht Wochen dauerte die Auseinandersetzung in der Kartonfabrik De-
isswil, nachdem alle Hoffnungen auf eine anständige Lösung durch Ver-
handlungen aufgegeben werden mussten, wurde über eine Woche die Fa-
brik blockiert. In diesem Teil werden die Ereignisse zusammengefasst, im 
nächsten Teil folgt dann eine Analyse des Kampfs durch die Unterstützer.



triebsferien anordnete und die Belegschaft 
nicht informierte; dann von den Politike-
rInnen, denen  die Illusion einer grünen 
und CO2-neutralen Wirtschaft wichtiger 
ist, als gut bezahlte Arbeitsplätze für Leute 
ohne Berufsbildung; schlussendlich wur-
den sie auch von der Gewerkschaft Unia 
übergangen, die sich bereits am Anfang 
des Kampfes ganz auf einen Sozialplan 
ausrichtete, statt, wie von der Belegschaft 
gewünscht, auf Arbeitsplätze.

Am 12. April fand die erste Versammlung 
nach der Schliessung statt. Der in den 
letzten Wochen des Kampfes „Pinocchio“ 
getaufte Fabrikdirektor Stefan Schneider 
führt mit betroffener Miene und Stimme 

ihr jetzt tun?“ Einige Deisswiler reagieren 
konsterniert: Wir hatten doch noch nie mit 
so einer Situation zu tun und sollen jetzt 
wissen, wie wir reagieren sollen?
Einige Ideen entstehen trotzdem: Eine 
Demo in Bern und eine in Wien, Politike-
rInnen dazu bringen sich für die Kartonfab-
rik einzusetzen. Und dann kommen Ideen, 
die Duke sichtlich unangenehm sind, etwa: 
Nach Wien fahren und dort eine MM-Fab-
rik besetzen. Notiert werden aber nur die-
jenigen Ideen, die sich mit der sozialpart-
nerschaftlichen Linie der Unia vertragen. 
Eine Resolution wird in Windeseile vor-
getragen und abgesegnet. Und dann mel-
den sich Leute, die nicht zur Belegschaft 
gehören: Der Künstler Mark Fels möchte 
als Unterstützung mit den DeisswilerInnen 
zusammen eine Installation aus Porträts der 
BüezerInnen in der Fabrik ausstellen und 

Johannes Wartenweiler würde den Büeze-
rInnen helfen eine Zeitung zu schreiben. 
Beide Projekte stossen auf Anklang und 
werden realisiert. Am 17. April findet eine 
Demo in Deisswil statt, die von Büezern 
und über Facebook organisiert wurde, rund 
fünfhundert Leute kommen – die Unia 
bringt etwa gleich viele Fahnen.

Nach langem hin und her findet am 27. 
April eine Reise nach Wien statt, die von 
der Betriebskommission (BK) mitbezahlt 
werden musste. Auf einer Raststätte in St. 
Pölten machen die rund 140 Deisswile-
rInnen Bekanntschaft mit den Lügen von 
MM-CEO Hörmanseder: Er streut via Be-
triebskommissionspräsident das Gerücht, 
dass der schwarze Block oder Rechtsextre-
me in Wien auf die Deisswiler Demo war-

Ein Sieg, der keiner ist (von Seite 1)

DeisswilerInnen appellieren an das nicht vorhandene Gewissen der PolitikerInnen

ten. Obwohl von UnterstützerInnen in Wien 
Entwarnung gegeben wurde, fahren die De-
isswilerInnen nicht nach Wien, sondern in 
den Wienerwald, wo sie Hörmanseder tref-
fen, der ihnen – von Bodyguards beschützt 
– das Blaue vom Himmel verspricht und sie 
wieder nach Hause schickt. Die Unia und 
vor allem deren Zeitung work bezeichnen 
die traurige Episode in Österreich dennoch 
als Erfolg.

Am 30. April wird die Kunstausstellung 
eröffnet, rund 300 Leute kommen und auf 
dem Fabrikgelände verbreitet sich eine 
eigenartige Mischung von Volksfest und 
Kunstvernissage. Die Ausstellung bleibt 
auf drängen von Pinocchio Schneider nur 
acht Tage offen, wird aber an jedem Tag 
von mehreren Dutzend Leuten besucht.

Am Tag der ArbeiterInnenbewegung ver-
anstaltet die Unia eine Feier auf dem Fab-
rikgelände und bringt es dank Nieselregen 
und vier Stunden Ansprachen von irgend-
welchen hohen FunktionärInnen und Poli-
tikerInnen fertig, dass am Schluss der Feier 
von den BüezerInnen rund ein Viertel nach 
Hause gegangen ist. Im Anschluss an die 
Feier findet ein fahnenprächtiger Trottoi-
rumzug von Deisswil nach Bern statt, um 
dort an der 1.Mai-Kundgebung teilzuneh-
men. Da das Zeitmanagement nicht aufging 
und der Umzug zu schnell unterwegs war, 
muss unterwegs pausiert werden. Dies aber 
nicht etwa im Zentrum von Ostermundi-
gen, wo noch einige Leute wären, sondern 
im Niemandsland in der Nähe der Bushal-
testelle Waldeck. 
In Bern angekommen setzten sich die De-
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durch die Betriebs-
versammlung, die 
Presse und die Unia 
warten draussen. Ak-
tivistInnen der FAU 
und Sympathisanten 
verteilen Flugblätter 
auf denen steht: „Wer 
kämpft kann gewin-
nen“.

Drei Tage nach der 
von der Firmenlei-
tung organisierten 
Versammlung und 
eine Woche nach der 
Fabrikschliessung 
findet die erste prak-
tische Reaktion der 
Unia auf die Schlies-
sung statt: Eine Ver-
sammlung in Stettlen. 
Der Unia-Funktionär 
Roland Herzog, ge-
nannt Duke, fragt in 
den Saal „Was wollt 

isswilerInnen zuvor-
derst an die Demo, 
die aber nur etwa 
zehn Minuten lang 
dauerte und ein De-
isswiler hielt auf 
dem Bundesplatz 
eine Rede. Auf dem 
Bundesplatz spielte 
sich dann ungefähr 
das selbe wie in De-
isswil ab: Es regnete 
und es wurden Reden 
geschwungen, mit 
dem Effekt, dass die 
DeisswilerInnen bald 
alle verschwunden 
waren.

Unerhörtes geschah 
als am 10. Mai De-
isswilerInnen auf 
dem Bundesplatz 
standen: Die Kund-
gebung wurde ohne 
die Unia organisiert 

und bis am Morgen vor ihr geheim gehal-
ten. Die Kundgebung hatte zum Zweck ein 
letztes Mal an etwas nicht Vorhandenes zu 
appellieren: Das Gewissen der Regieren-
den. In verzweifelter Gutgläubigkeit wurde 
unter anderem ein Transparent hoch gehal-
ten, auf dem „Frau Leuthard. Bitte helfen 
Sie uns, sprechen Sie für uns“ stand. Ihre 
Antwort: „Kein Kommentar“.
Als Duke von einem FAU-Aktivisten vor-
geschlagen wurde ein Megafon zu holen, 
damit die Demo nicht so leise sei, meinte 
dieser patzig, die Demo sei halt so leise, da 
sie von den BüezerInnen organisiert wor-
den sei und so viele kleine Aktionen seien 
schädlich für einen Arbeitskampf, da man 
sich verzettle und die Energie der Leute 
verbrauche...

Zwei Tage später kam von MM dann der 
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Bescheid, dass der Standort Deisswil keine 
Zukunft habe und dass  die Fabrik definitiv 
stillgelegt sei. Überbracht wurde diese Bot-
schaft wiederum nicht vom CEO sondern 
von Pinocchio Schneider. 

An der Betriebsversammlung vom 26. Mai 
heizte Corrado Pardini auf seine demagogi-
sche Art den DeisswilerInnen ein: Jegliche 
Arbeit sei sofort einzustellen. Dies, nach-
dem die Unterstützer seit dem 12. April 
zu einer Besetzung oder Blockade aufge-
rufen hatten und versuchten die BüezerIn-
nen über den Nutzen einer solchen Aktion 
aufzuklären. Und dies nachdem Corrado 
Pardini noch wenige Tage zuvor in der Tes-
siner Gewerkschaftszeitung Area Sindacale 
verlauten liess, dass in Deisswil gar nicht 
gestreikt werden könne, da niemand arbei-
te. Dass Pardini nichts von den Verhältnis-
sen in Deisswil gewusst haben soll ist aber 
unglaubwürdig, vor allem da er an diesem 
26. Mai Deisswil zu einer nationalen und 
also zu seiner Angelegenheit erklärte.
Pardinis Rede auf jeden Fall war der letzte 
nötige Funken um den kämpferischen Flü-
gel in Aktion zu bringen. Die Tore wurden 
besetzt und ankommende Lastwagen wur-
den zurück geschickt. Dies geschah spon-
tan ohne Anordnung von oben und während 
die BK eine Sitzung hatte.
Nach zwanzig Minuten kamen der BK-Prä-
sident und Duke und verlangten die Auf-
hebung der Blockade, da das Ziel erreicht 
worden sei – ein definitiver Termin mit dem 
CEO. Anfangs wehrten sich die Blockie-
renden gegen diesen Entscheid, der ohne 
sie getroffen worden war, doch je länger auf 
sie eingeredet wurde, desto mehr bröckel-
te ihr Wille und schlussendlich konnte der 
Abbruch der Blockade gegen den Willen 
der meisten Anwesenden durchgesetzt wer-
den. Eine halbe Stunde später fragte Pardi-

ni nach, wie es um die Blockade stehe und 
ordnete, nach dem er vom Abbruch hörte, 
die Wiederaufnahme der Blockade gegen 
den Willen der BK und des moderaten Flü-
gels an.
Eine Spaltung ging durch die Belegschaft. 
Auf der einen Seite standen die Kämpferi-
schen, die im 3-Schichten-Betrieb die Tore 
bewachten und auf der anderen Seite die 
Moderaten um die BK, die trotz den dau-
ernden Lügen der Geschäftsleitung immer 
noch ausschliesslich auf Dialog setzten.
Dieser Bruch wurde von Corrado Pardini 
unter massivem Druck am darauffolgenden 
Tag gekittet. Nachdem dieser die BK unter 
Druck gesetzt hatte, erklärte sie sich fortan 
„einstimmig“ für die Blockade, auch wenn 
einzelnen Mitglieder der Komission ange-
sehen werden konnte, dass ihnen die Blo-
ckade respektive die Art und Weise ihrer 
Durchsetzung missfielen. 

Die Bombe schlug am Montag 24. Mai ein: 
eine Mitteilung auf der Homepage von MM 
teilte mit, dass Deisswil an eine Investoren-
gruppe verkauft worden war. MM fühlte 
sich fortan nicht mehr für Deisswil zustän-
dig und deswegen kam Hörmanseder auch 
nicht nach Deisswil. Am Mittwoch war eine 
Betriebsversammlung, auf welcher Pardini 
die Hoffnungen der Anwesenden auf neue 
Arbeitsplätze in Deisswil schürte und sich 
von ihnen in dieser Stimmung einen Blan-
kocheck für die Verhandlungen geben liess. 
Des weiteren wetterte er zurecht gegen „Pi-
nocchio“ Schneider und sagte, dass dieser 
in Deisswil keinen Platz mehr haben soll. 
Den Vorschlag eines Arbeiters, die unbe-
liebte Personalchefin solle auch keinen 
Platz mehr haben, lehnte er ab, da es keine 
Hetzjagden gegen Kaderleute geben solle.
Am Freitag 28. Mai präsentierte er das 
Verhandlungsergebnis: es gibt 50 sichere 
Jobs in Altpapierrecycling, einer Lagerhal-
lenfirma und der Gebäudeinstandhaltung. 
192 Leute sollen in anderen KMU unter-
gebracht werden, der Rest soll über Adecco 
und Manpower Arbeit finden. Dies wurde 
unter der Parole „Arbeitsplätze für alle, die 
wollen“ verkauft.

Mit diesem fahlen Ergebnis endete der 
Arbeitskampf in Deisswil, der langsam in 
Gang kam und durchaus Potential hatte 
grösser zu werden und der von der Unia zur 
nationalen Angelegenheit erklärt wurde. 
Gerade die Unia zeigte aber grosse Schwie-
rigkeiten auf die Lügen des MM-Konzerns 
zu reagieren und scheute sich vor einer kla-
ren Antwort gegenüber Konzern und Inves-
toren. 
Eine weitere Analyse des Kampfes er-
scheint in zwei Monaten in „di schwarzi 
chatz“.
smf

Im September wurden sechs AnarchistInnen 
in Belgrad unter Bedingungen verhaftet, de-
ren sich nicht einmal ein Staat rühmen kann. 
Es begann eine Medienhetze gegen die sechs 
AktivistInnen, von denen die meisten in der 
Anarschosyndikalistischen Initiative (ASI) 
organisiert sind. Die ASI ist eine Basisge-
werkschaft und das serbische Mitglied der 
Internationalen Arbeiterassoziation (IAA). 
Den Belgrade 6 wurde vorgeworfen einen 
Molotowcocktail auf die griechische Bot-
schaft geworfen zu haben. Bei diesem An-
schlag, von dem sich die ASI stets distan-
zierte, entstand geringer Sachschaden (ein 
gebrochenes Fenster und einen Brandfleck 
an der Fassade). Der Anklagepunkt für diese 
Tat war unter anderem internationaler Ter-
rorismus.
Bald nach der Verhaftung begann eine inter-
nationale Kampagne, die die sofortige Frei-
lassung der Belgrade 6 und die Einstellung 
aller Verfahren forderte. Eine Gruppe serbi-
scher Intellektueller machte darauf aufmerk-
sam, dass für einen ähnlichen Anschlag, der 
aber den Tod einer Person zur Folge hatte, 
die Anklage Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit lautete.
Mitte Juni wurden nun alle Anklagepunkte 
fallengelassen und die Belgrade 6 nach fast 
einem Jahr aus dem Gefängnis freigelassen. 
smf
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1. Libertäre Medienmesse
3.-5. September 2010
Druckluft, Am Förderturm 27, Oberhausen | BRD

Drei Tage Messe,  Projekt vor stellungen, 
  Lesun gen, Kultur, Ver an stal tungen, 
Infos, Leute tre� en, Pläne schmieden. 

Belgrade 6 frei!

Sind endlich frei: Die Belgrade 6

Probeheft gratis! 

da-abo@fau.org 
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Vor 26 Jahren kam es im indischen Bhopal 
zum grössten Unfall in einer Chemiefabrik. 
Am 7. Juni 2010 kam es endlich zu den ers-
ten Urteilen. 26 Jahre nach den Ereignissen, 
deren Auswirkungen heute noch spürbar 
sind, verurteilte ein Gericht in Bhopal acht 
indische Manager der ehemaligen Gesell-
schaft zu zwei Jahren Haft auf Bewährung 
und zu einer Busse von 100‘000 Rupien, was 
nur 2‘500 Franken sind. Union Carbide India 
Limited wurde zu 500‘000 Rupien (12‘500 
CHF) verurteilt. Eigentlich war auch Warren 
Anderson angeklagt, der ehemalige Vorsit-
zende des Mutterkonzerns. Er wurde kurz 
nach der Katastrophe verhaftet, als er sich 
vor Ort einen Eindruck machen wollte. Da er 
aber gegen Kaution wieder freigelassen wur-
de, konnte er sich in die USA absetzen, wo er 
bis heute unbehelligt blieb. Im Gerichtsurteil 
ist von ihm nicht mehr die Rede.

Verurteilen oder zur Verantwortung 
ziehen
Einen Menschen zu verurteilen heisst Ver-
antwortung zuschreiben, heisst für Gerech-
tigkeit sorgen. Einen Menschen in ein Ge-
fängnis zu stecken hat dagegen wenig mit 
Verantwortung zu tun, sondern mit Bestra-
fen. 
Die Verantwortung zu übernehmen würde 
heissen, dass die Tochtergesellschaft von 
Union Carbide von einer Produktionsfirma 
zu einer Gesellschaft zur Schadensbehebung 
umgewandelt worden wäre. Im Strafrecht, 
wenn es zum Beispiel um einen Mörder 
ginge, würde er wegen Flucht- und Verdunk-
lungsgefahr in Untersuchungshaft genom-
men werden. Bei Firmen ist das anders – es 
gehört zum Alltag, die betroffenen Firmen-
teile auszulagern und ihnen die Kapitalbasis 
wegzunehmen, die für Schadensbehebung 
oder Sozialplan notwendig wären. Union 
Carbide hat diese Praxis, kurz nach den Er-
eignissen, deutlich formuliert:
Das Unternehmen übernimmt die morali-
sche Verantwortung (moral responsibility), 
aber keine Haftung (liability). 
Dem Unternehmen war die moralische Ver-
antwortung in einer aussergerichtlichen Ei-
nigung mit Indien 450 Mio. Dollar wert. Da-
für wollten sie nicht weiter belangt werden 
können. Die viel zitierte Aussage wurde von 
Union Carbide auch vor den US-Amerika-
nischen Gerichten vorgebracht, als es darum 
ging, die Zuständigkeit nach Indien zu verle-
gen. Obwohl der Mutterkonzern, mit 50.9% 
Besitzanteil an Union Carbide India Ltd., 
seinen Hauptsitz in den USA hat. So konnten 

all die direkten Forderungen der Betroffenen 
abgewendet werden und in einer Sammel-
verhandlung am indischen Obergericht ab-
gehandelt werden. 
Was bedeuten nun die Urteile? Die indischen 
Manager werden bestraft, aber nicht zur Ver-
antwortung gezogen, bei Union Carbide In-
dia das gleiche. Da mit einer Einsprache von 
Union Carbide gerechnet wird, kann davon 
ausgegangen werden, dass mit diesem Urteil 
niemand zufrieden ist. Die Opferverbände 
sind es sicher nicht, da die Urteile an der Si-
tuation in Bhopal nichts ändern. Wenn wir 

noch einmal den Vergleich mit einem ein-
fachen Mord beiziehen, würde der Versuch 
eines aussergerichtlichen Vergleiches zu ei-
ner weiteren Anklage führen – wegen Beste-
chungsversuch.
 
Die Darstellung der Ereignisse durch 
Union Carbide
1993 hat Browning, der neben dem Kon-
zernchef für die internen Untersuchungen 
und die Kommunikation nach aussen zu-
ständig war, einen Bericht veröffentlicht, 
der die Ereigniskette aus Sicht der Firma 
wiedergibt. Es ist interessant zu sehen, wie 
oft die guten Kommunikationsverhältnisse 
mit den Medien betont wurden, wie die un-
eigennützige Motivation der Firma glänzend 
dargelegt wird und alle negativen Aspekte 
an andere Akteure abgegeben werden. Ein 
Beispiel? Bei Union Carbide India Ldt wa-
ren nur InderInnen angestellt. Dies sei ein 
Bedürfnis der indischen Regierung gewesen, 
im Namen der Autarkie und Selbstkontrolle. 
Auf derselben Seite des Berichts wird die 
hohe Bedeutung der Sicherheitsstandards 
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beschrieben, und das seit den 1930er Jahren. 
Die miserablen Sicherheitsstandards, für die 
Union Carbide verantwortlich ist, waren 
nachweislich schon vor der Katastrophe be-
kannt. 
Auf der ersten Seite des Berichtes stehen alle 
kritischen Fakten, die Zahl der Toten und die 
Besitzverhältnisse. Auf den restlichen 14 
Seiten beschreibt der Bericht nur noch die 
Bestrebungen zu Helfen und Aufzuklären, 
gegen den Widerstand des indischen Staa-
tes. Dass Union Carbide der einzige Akteur 
ist, der von einem Sabotageakt ausgeht, ist 
im Bericht auch nur Beleg für die schlech-
te Arbeit der indischen Behörden und nicht 
für fehlende Beweise und Nachvollziehbar-
keiten. Wenn Browning ab Seite vier die Er-
eignisse beschreibt, hört er mit der Zählung 
der Toten beim Stand von 50 auf. Browning 
sagt: „Später am Tag wuchs die Zahl sehr 
stark“. Eine leichte Untertreibung bei fast 
10‘000 Toten.
Der ganze Bericht beinhaltet unzählige Pres-
sekonferenzen, interne Informationsbestre-
bungen, aber praktisch kein Wort, über das 
was für die betroffene Bevölkerung unter-
nommen wurde, wenn doch, dann ging es 
darum das der indische Staat Hilfsleistungen 
der Firma ablehnte. 

Globale Vernetzung ohne Verantwor-
tung
Die Situation war hoch komplex. Seither 
sind fast 30 Jahre vergangen, während denen 
ununterbrochen Prozesse geführt wurden. 
Parallel hat sich die Firma drastisch verän-
dert, seit 9 Jahren gibt es sie offiziell nicht 
einmal mehr.
Die rechtliche Zuständigkeit wurde, aus 
Gründen der Autonomie, nach Indien gege-
ben. Das klingt gut, das klingt Postkolonial, 
und genau das ist es, weil letztendlich immer 
noch ein US-Gericht darüber entscheiden 
konnte. Anstatt das die Staaten ihre Aufga-
ben wahrgenommen hätten, haben sie sich 
gegenseitig konkurriert, anstatt gemeinsam 
an der Behebung der Schäden und der recht-
lichen Klärung zu arbeiten, konnte eine mul-
tinationale Firma die fehlende Übereinstim-
mungen der Rechtssysteme zu ihrem Vorteil 
nutzen. 
Da es sich bei den meisten Betroffenen um 
Arme handelt, die in den Slums um die Fa-
brik wohnten, erklärt, wieso in den Berich-
ten kaum Konkretes über die Hilfe steht, 
wieso dass auch heute noch kein sauberes 
Trinkwasser zur Verfügung steht, wenn es 
nicht in Tanklastwagen herbeigekarrt wird. 

Verantwortung oder Haftbarkeit
Die Mühen der Gerichte mit der Chemiekatastrophe von Bhopal

Ein junges Opfer der Katastrophe
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Die Überreste der Fabrik in Bhopal

Dow Chemicals weigert sich bis heute die 
Reinigungsarbeiten in die Wege zu leiten. 
Obwohl die notwendige Summe in einer 
Greenpeacestudie mit „nur“ 30 Mio. veran-
schlagt wurde, warten die Bewohner der Re-
gion noch heute auf lebenswürdige Umwelt-
bedingungen und trinkbares Wasser. Das 
bei Dow Chemicals gerade dies, unter dem 
Schlagwort der Nachhaltigkeit, zur Kernauf-
gabe gehört ist nur lächerlich:
Das Unternehmen verbindet Chemie und 
Innovation mit dem Prinzip der Nachhaltig-
keit, um viele der am meist herausfordern-
den Probleme der Welt anzugehen, wie das 
Bedürfnis nach sauberem Wasser, erneuer-
bare Energieproduktion und –Speicherung 
und wachsende agrarische Produktivität. 
(Zitat von der Firmenseite www.dow.com)

2009 machte das Unternehmen einen Um-
satz von 45 Mia. Dollar und 566 Mio. Net-
togewinn (30 Mio. sind also weniger als 
ein Tausendstel des Umsatzes, oder etwas 
mehr als 5% des Gewinnes). Eigentlich 
wäre zu hoffen, dass die über 50‘000 Ange-
stellten weltweit und alle Konsumierenden 
von Dow-Produkten Druck ausüben. In der 
Schweiz sind vor allem Produkten in der 
Baubranche bekannt (wie Styrofoam oder 
Roofmate [http://building.dow.com/europe/
ch/prod/]) aber auch Victorinox (http://www.
dow.com/safechem/du/case/victorin.htm) 
gehört zu den Kunden von Dow.
Es wird sich zeigen, ob Lehren aus dieser Er-
eigniskette gezogen werden. Für BP wurde 
es etwas teurer, sie haben ganze 20 Mia. für 
Sofortmassnahmen bereitgestellt. Die Frage 
der Gerechtigkeit und Verantwortung wird 
aber erst in ein paar Jahrzehnten zu bewerten 
sein, wenn die Konsequenzen bekannt sind.
deo

Die Ereignisse in Bhopal

In der Nacht vom 2. auf den 3. Dezember 1984 
kam es in der Chemiefabrik von Union Carbide 
India Limited zum wohl schlimmsten Chemie-
unfall der Menschheitsgeschichte. Bhopal ist 
die Hauptstadt des Bundesstaates Madhya Pra-
desh im Herzen Indiens. 
Zum Zeitpunkt der Katastrophe stand die Pro-
duktion still, es wurden nur Wartungsarbeiten 
durchgeführt. Da der Fabrik die Stilllegung 
drohte, waren die Sicherheitsstandards gesenkt 
und gewisse Systeme ausser Betrieb genommen 
worden.
Die Gaswolke entstand durch Wasser, das in 
den Produktionszyklus eindrang. Die chemi-
sche Reaktion führte zum Entweichen von ca. 
40 Tonnen Methylisocyanat. In dieser Giftwol-
ke kamen, je nach Schätzungen zwischen 3‘000 
und 8‘000 Menschen um. An den Folgen star-
ben viele weitere. Auch hier betragen die Schät-
zungen der Regierung, die immerhin von über 
15‘000 Toten ausgeht, nur ca. die Hälfte anderer 
Schätzungen. Die Zahlen sind so ungenau, weil 

im Radius von einem Kilometer um die Fabrik 
rund 100‘000 Menschen siedelten, niemand 
weiss genau wie viel. Eine Erhöhung von Fehl-
geburten, Krebsleiden, Atemwegbeschwerden 
usw., die auch heute noch signifikant über den 
landesweiten Durchschnittswerten liegen, be-
treffen weitere 100‘000-200‘000 Menschen, die 
chronisch erkrankt sind.
Aufräumarbeiten hat es kaum gegeben, das heu-
te noch brachliegende Gelände, war schon vor 
der Katastrophe stark verschmutzt und durch 
den Verfall während der letzten 26 Jahre traten 
noch weitere Gifte und Schwermetalle aus, die 
den Boden und vor allem das Grundwasser bis 
heute verseuchen. Union Carbide hat sich im 
Februar 1989 aussergerichtlich mit dem indi-
schen Staat auf eine Summe von 450 Mio. Dol-
lar geeinigt. Die Bestätigung des Deals durch 
den Obersten Gerichtshof hatte zur Folge, dass 
Union Carbide nicht weiter haftbar war. 
Das Gelände gehört heute dem Staat Madhya 
Pradesh. 2001 wurde Union Carbide von Dow 
Chemicals, dem weltweit zweitgrössten Che-
miemulti übernommen.  deo

Es geniesst den Ruf eines traditionellen, 
„linken“ Programmkinos – das Berliner 
Kino Babylon Mitte, das stadtweit als ein-
ziges Kino staatliche Subventionen erhält. 
Hinter den Kulissen: Eine Belegschaft, die 
keine schriftlichen Arbeitsverträge hat, Löh-
ne zwischen 5 und 8 Euro 50 pro Stunde und 
ein Chef, der mit den MitabeiterInnen mit ei-
ner arroganten „Herr im Hause“-Mentalität 
umspringt.
Ende 2008 begannen Beschäftigte, sich ge-
gen diese Zustände zu wehren: Sie bauten 
einen Betriebsrat auf und einige organisier-
ten sich – nachdem sich die „offizielle zu-
ständige“ Gewerkschaft Ver.di an dem Fall 
nicht interessiert gezeigt hatte – in der FAU 
Berlin.
Nachdem nach verschiedenen Protestaktio-

nen, u.a. am Berlinale-Filmfestival, die Ba-
bylon-Geschäftsleitung keine Gesprächsbe-
reitschaft zeigte, ruft die FAU zum Boykott 
gegen das Kino auf. Nahezu täglich stehen 
FAU-Mitglieder und Beschäftigte vor dem 
Betrieb und informieren über die Zustände 
im „linken Kino“ und über ihre Forderun-
gen. Der Boykott zeigt Wirkung, ein grosser 
Teil der Kundschaft beginnt das Kino zu 
meiden.
Jetzt holen die Babylon-Chefs Timothy 
Grossman und Andreas Hackel, die beste 
Verbindungen zum ex-SED (jetzt: Linkspar-
tei) Polit- und Gewerkschaftsfilz besitzen, 
zur heimlich ausgeheckten und fein abge-
stimmten Gegenoffensive aus. Nachdem 
sich Ver.di erst desinteressiert gezeigt und 
die Linkspartei sich als nicht zuständig er-

Gewerkschaftsverbot aufgehoben!
klärt hatte, kündigen beide nun grossspu-
rig ihr Eingreifen in den Fall an – der Ver.
di-Landesvorsitzende Andreas Köhn erklärt 
den Konflikt gar zur „Chefsache“. Über die 
Verhandlungen, die er mit der Geschäftslei-
tung führt, gibt er aber gegenüber den Be-
schäftigten keine Auskunft. Die Geschäfts-
leitung selbst lässt durch eine Einstweilige 
Verfügung vor Gericht den Boykott der FAU 
verbieten, mit der Begründung die FAU sei 
nicht „tariffähig“ und dürfe deshalb auch 
keine Arbeitskampfmittel einsetzen.
Ende 2009 verlangen die Babylon-Bosse in 
einer zweiten Verfügung sogar, dass der FAU 
per Strafandrohung verboten sei, sich als 
„Gewerkschaft“ oder „Basisgewerkschaft“ 

(weiter auf Seite 6)



det erklärt hatte, stürmten Her Saichol 
und andere Leute die Glastüren und 
stürmten um 14h30 die Zone E im ers-
ten Stock des CentralWorld Shopping 
Center, verfielen in eine Plünderungswut 
und zündeten dann das Gebäude an.“ 
Der durch die Riots entstandene Sach-
schaden soll 1,3 Mia. Franken betragen. 
Die bewaffneten Gruppen waren ein 
zentrales Charakteristikum der diesjäh-
rigen Protestrunde. Auch schon letztes 
Jahr wurde bei den Riots am 12. April 
2009 massiv Gewalt angewendet. Rich-
tig happig war da die Drohung, einen 
Lastwagen mit Propangas in die Luft zu 
sprengen. Doch dieses Jahr gab es diese 
bewaffneten Zellen, die zuerst „Men in 
Black“ und dann „Black Shirts“ genannt 
wurden. Am 10. April 2010, in der Touri-
Meile Kao San Road, hätte das Ende der 
Bewegung sein sollen. Die ersten Schüs-
se kamen jedoch aus den Reihen der Red 
Shirts. Am Ende flüchtete die Armee und 

Bangkok Betondschungel, Anfang und 
Ende meiner Asienreise. Begegnun-
gen und Beobachtungen, Gespräche mit 
Einheimischen, die Lektüre der eng-
lischsprachigen Lokalzeitungen sind 
die Informationsquellen, auf die sich 
dies Überlegungen hier stützen. Das 
ganze war auch eine Suche nach ei-
ner sich irgendwie neu formierenden 
Klassenautonomie. Doch es gibt kei-
ne goldene Horde von Bangkok, sehr 
wohl aber die Wut und die Hoffnung. 
 
Black Shirts
CentralWorld ist eine Ruine. Das gröss-
te Einkaufszentrum Südostasiens ab-
gebrannt und teilweise eingestürzt. Ein 
beeindruckender Anblick. Die Zeitun-
gen berichten über einen angeklagten 
Demonstranten: „Nachdem die UDD 
(Vereinigte Front für Demokratie und 
gegen Diktatur) am 19. Mai die De-
monstration in Ratchaprasong für been-

Sieg auch für Emmely
Am selben Tag fiel auch ein der Entscheid 
des Bundesarbeitsgerichtes im „Fall Em-
mely“, einer Kassiererin, die in einem 
Streik aktiv war und deshalb unter faden-
scheinigen Gründen (sie habe zwei ihr 
nicht gehörende Flaschenpfandbons im 
Wert von 1,30 Euro eingelöst) entlassen 
wurde. Nach einer jahrelangen Kampagne 
zu ihrer Unterstützung wurde ihre kündi-
gung am 10. Juni für rechtswidrig erklärt.

musste sogar zwei Panzer zurücklassen.  
Kompromisslosigkeit ist Skrupellosig-
keit. In den abgebrannten Einkaufszentren 
waren auch Leute drin, bei den zahlrei-
chen Anschlägen mit Granatwerfern und 
Maschinenpistolen auf Polizei, Armee, 
Regierungsgebäude, Stromversorgung, 
Banken, Einkaufszentren, Fernsehsender, 
etc. kamen nicht nur Sachen und Sicher-
heitskräfte zu Schaden, sondern auch un-
beteiligte Passanten und Pendlerinnen. 
Soweit mir bekannt ist, unterstützte oder 
duldete die Basis der Bewegung diese be-
waffnete Politik mehrheitlich. Ein Red-
Shirt-Anhänger, der bei der Besetzung 
dabei war, „jeden Tag dort hingegangen 
ist“, und jetzt beim Hauptbahnhof rum-
hängt, erklärt mir seine Ansichten über 
die bewaffneten Gruppen: „Ich kenne 
einige Black-Shirt-Leute. Diese töte-
ten schon vorher viele ‚big soldiers‘, 
zum Beispiel am 10. April. Ich denke, 
es ist ok, denn wenn sie [Black Shirts] 
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Die Bedürfnisse der armen Leute
Über die Strassenproteste in Thailand

Die Berliner FAU vor Gericht

zu bezeichnen – und das Gericht gibt ihnen 
sofort recht, sogar ohne Anhörung der Ge-
genseite. Dieses Urteil ist de-Facto ein Ge-
werkschaftsverbot. Zugleich verbreitet der 
Ver.di-Boss Köhn in verschiedenen Medien 
Unwahrheiten über die FAU, z.B. dass es 
gar keinen Arbeitskampf gegeben hätte oder 
dass sie Flugblattverteiler bezahlen würde.
Die FAU ruft nun deutschlandweit und 
international zu Protesten gegen das Ge-
werkschaftsverbot auf und andere kritische 

GewerkschafterInnen treten mit dem „Soli-
daritätskomitee für gewerkschaftliche Frei-
heit“ gegen das Verbot auf. Ende Januar 
2010 ruft die FAU Berlin zu zwei interna-
tionalen Aktionstagen gegen das Verbot auf, 
die von befreundeten Organisationen in rund 
54 Städten in 20 Ländern, von den USA bis 
nach Bangladesh, begangen werden. 
In einem weiteren Gerichtsanhörung am 
10. Juni 2010 hat Berliner Kammergericht 
schliesslich der FAU recht gegeben und das 

Verbot aufgehoben. Der Richter begründete 
dies mit der Meinungsfreiheit als Grundrecht. 
„Es hat außerdem gezeigt, dass das Mittel der 
Einstweiligen Verfügung nicht ausreichen 
darf, um einen Arbeitskampf lahmzulegen“, 
kommentiert Lars Röhm, Sekretär der FAU 
Berlin. Darüber hinaus besitzt dieser Sieg 
eine nachhaltige Bedeutung für die unabhän-
gige ArbeiterInnenbewegun, denn er dürfte 
enorm wichtig sein für alle, die sich außer-
halb der korrupten Zentralgewerkschaf-
ten gewerkschaftlich organisieren wollen.  

Im August 2010 wird in Bern eine Veranstal-
tung mit einem Mitglied der FAU Berlin zum 
Babylon-Kampf und dem Gewerkschafts-
verbot stattfinden. Provisorisches Datum ist 
der 18.08.2010 – genaue Informationen bald 
auf www.faubern.ch

Gewerkschaftsverbot aufgehoben (von Seite 5)
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Bahnhof ist richtig aufgebracht. „Was 
sind die Bedürfnisse der armen Leute, 
was wollen die armen Leute?“, frage ich 
ihn ganz direkt. „Die armen Leute brau-
chen Thaksin. Er macht die armen Leu-
te glücklich. Sie kommen sehr leicht zu 
Geld. Natürlich, man muss es zurückzah-
len. Doch man zahlt nur etwa 1.5% Zins. 
Jetzt sind es etwa zehn Prozent mehr. 
[...] Herr Thaksin hat viele Projekte, die 
sehr gut sind [...]“ Der Mann hat recht: 
Während Thaksins Regierungszeit 2001 
bis 2006 haben die Unterklassen das ers-
te Mal etwas vom Staat bekommen, am 
bekanntesten ist die Einführung einer all-
gemeinen Krankenversicherung, alles in 
allem hat sich in vier Jahren die Armut 
halbiert. Natürlich war Thaksin genauso 
korrupt wie alle anderen auch und hat 
viel Geld in die eigenen Taschen gesteckt. 
Doch er hat sich gegen die traditionelle 
Elite aufgelehnt, gegen die Machtzirkel 
um das Königshaus, das noch reicher 

diese [Soldaten] nicht getötet hätten, 
dann hätten diese viele Red Shirts um-
gebracht. Diese Soldaten sind verrückt, 
Mann, die foltern! [...] Diese Regierung 
ist so verrückt, alles ist so schlecht.“ 
 
Thaksin, der König und die Bauern
Am 19. Mai waren noch 5‘000 Leute in 
Ratchaprasong. Die anderen sind vorher 
gegangen. Denn es war wirklich gefähr-
lich, dort zu sein. „Es hatte überall Sniper, 
ich bin eine ganze Woche nicht aus dem 
Haus gegangen“, erzählt mein Begleiter. 
Doch für wen und was und gegen wen 
und was kämpften diese Leute eigentlich? 
Die Ereignisse vom 19. Mai hatten eine 
eigentümliche Logik. Auf den ersten 
Blick erscheinen die Attacken als Angriff 
auf Zentren und Symbole von Macht und 
Reichtum. Offenbar wurden die Ziele 
jedoch „sorgfältig ausgewählt“. Manche 
wurden heftig getroffen, andere Gebäude 
in der selben Umgebung wurden kaum 

gibt es „vielleicht nächstes Jahr“. Und 
ein Bürgerkrieg ist ohne Waffen ein un-
mögliches Unterfangen. „Er [Thaksin] 
bekommt sie aus Kambodscha. Die Leute 
im Nordosten würden einen Krieg befür-
worten“, meint mein Begleiter zu dieser 
Frage. Ich glaube ihm nicht. Wohl eher 
fangen einige wieder damit an, mit Gra-
natwerfern auf Regierungseinrichtungen 
zu schiessen. Oder es gibt bald wieder 
neue Strassenproteste. „In einigen Mona-
ten ist es wieder gleich weit, denn nichts 
ist beendet, alles ist so verrückt!“ Das 
sagt jedenfalls der Typ vom Bahnhof.  
 
sweatshirt

[Dieser Artikel ist eine gekürzte Versi-
on. Den vollen Artikel findet ihr auf www.
chefduzen.ch ->Allgemeines Politikforum 
->Bangkok: Strassenproteste ->Seite 2.] 

Auch Barrikaden aus Lastwagenpneus wurden in Bangkok errichtet

sein soll als dasjenige von Saudi-Ara-
bien. Ein Analyst einer lokalen Zeitung 
„sagte, dass Thaksin die Neureichen re-
präsentiert. Doch trotz seines grossen 
Reichtums ist es ihm unmöglich mit den 
traditionellen Kapitalisten zu konkurren-
zieren. Denn diese haben ihren Reichtum 
und ihre Beziehungen in Zusammenar-
beit mit erfolgreichen Regierungen, dem 
Militär und den Mandarinen der Büro-
kratie angehäuft.“ Thaksin ist ein geris-
sener Populist der nicht aufgeben will, 
der genau weiss, dass die Unterklassen 
wütend sind und Forderungen stellen und 
diese vehement durchkämpfen wollen. 
Und jetzt? Die Leute sind nach Hau-
se gegangen, Thaksin wird als Terrorist 
gesucht, die Regierung ist wieder ins 
„Government House“ eingezogen. Wie 
es weitergeht ist unklar. Neuwahlen, eine 
der Hauptforderungen der Bewegung, 

beschädigt, je nach politischer Zugehö-
rigkeit der Besitzer. Manche stehen der 
Regierung nahe, andere dem Ex-Premier 
Thaksin, der heute im Ausland lebt. Man 
darf nicht vergessen, dass am Anfang der 
ganzen Geschichte die Enteignung von 
2.7 Mia. Franken Thaksin-Geldern steht. 
Deshalb wurden im März die ganzen Mo-
bilisierungen überhaupt gestartet. Für die 
Basis, Bauern aus dem Nordosten und 
Norden des Landes, Wanderarbeiterin-
nen aus Bangkok ist das eigene politische 
Schicksal eng mit Thaksin verknüpft. 
Thaksin ist der Retter: „Thaksin hat es 
besser gemacht als sämtliche anderen Re-
gierungen in Thailand. Wenn er Premier-
minister ist, kann er alles tun, dann kann 
er Thailand viel helfen. Doch jetzt geht 
Thailand vor die Hunde. Diese Regierung 
ist so verrückt, alles ist so verrückt!“ Der 
heimatlos gewordene Demonstrant beim 

Chronik der Ereignisse

Februar 2010 Bislang grösste Strassenpro-
teste in der Geschichte Thailands im Gefol-
ge der Enteignung von Thaksin-Geldern. 
Forderung nach Neuwahlen.

April Fehlgeschlagene Militäroperation zur 
Niederschlagung der Red-Shirt-Bewegung. 
Besetzung des kommerziellen Zentrum 
Bangkoks durch die DemonstrantInnen. 
Zunahme von Anschlägen. Verhängung des 
Ausnahmezustands in Bangkok.

April/Mai Verhandlungen zwischen Re-
gierung und Red Shirts scheitern. Weitere 
Strassenschlachten. Ausweitung des Aus-
nahmezustands auf Provinzen im Nordos-
ten.

Mai Siebentägige Schlacht im Zentrum 
Bangkoks. Aufgabe der Red-Shirt-Führung. 
Räumung durch die Armee.

Konfliktlinien

Red Shirts:
-Unterklassen aus dem Nordosten, Norden 

und Bangkok
-Eliten-Fraktion um weggeputschen Ex-

Premier Thaksin
-Teile der Polizei
-Abtrünnige Armee-Angehörige

Regierungslager:
-Traditionelle Elite
-Königshaus
-Armee
-Mittelklasse
-Teile der Polizei

Weitere Infos:
de.wikipedia.org/wiki/Unruhen_in_Bang-
kok_2010 | http://en.wikipedia.org/
wiki/2010_Thai_political_protests



Wahrscheinlich durchlebt Europa 
seinen schwierigsten Moment, seit 
1952 die EGKS (Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl) 
gegründet wurde. Abgesehen von 
der Tatsache, dass diese Länder zur 
Eurozone gehören, gibt es in diesen 
Ländern verschiedene ökonomi-
sche, soziale und politische Prozes-
se, die vielleicht auf einen Zerset-
zungsvorgang oder eine Zeitwende 
hinweisen. 

Diese Prozesse sind:

1) Der allgemeine Aufstieg von Bewe-
gungen mit einem starken neofaschis-
tischen, homophoben, xenophoben und 
zentralistischen Charakter, die in vielen 
Orten Europas entstanden sind. Ein Bei-
spiel kann in Ungarn gesehen werden, wo 
eine extrem rechte Partei (Jobbik) 17% 
der Stimmen erreicht hat – 2% weniger 
als die sozialdemokratische Partei - und 
die regierende konservative Partei findet 
in Jobbik ihre natürlichen Verbündeten. 
Italien wird langsam zu einem faschisti-
schen Staat, in Frankreich ist Le Pen seit 
10 Jahren in der Öffentlichkeit, in Däne-
mark regiert die konservative Partei mit 
der notwendigen Unterstützung der ext-
remen Rechten, in der Schweiz wird eine 
rassistische Politik umgesetzt, in Polen 
regiert seit Jahren eine homophobe Partei 
und nach dem Unfalltod des Präsidenten 
und einer Entourage könnte sich die Situ-
ation verschlechtern...

2) Viele Konflikte mit einer nationalisti-
schen Perspektive, die seit Jahrzehnten 
dauern, finden keine Lösung, sondern 
werden komplizierter. Der irische Kon-
flikt hat in den letzten Jahren eine Lösung 
gefunden, obwohl diese sehr langsam 
anläuft. Der baskische Konflikt dauert 
schon Ewigkeiten und mit jedem Waf-
fenstillstand sieht es so aus, als sei die 
einzige Lösung, dass sich der spanische 
Staat den Forderungen der baskischen 
Bewegungen verschliesst. Die Politik in 
Katalonien zielt auf Föderalismus ab. In 
Korsika holten die verschiedenen natio-
nalistischen Kräfte dieses Jahr 35% der 
Stimmen. Aber die kritischste Situation 
ist in Belgien, das seit 9 Monate unfä-

hig ist eine Regierung zu schaffen, die 
die Interessen von Wallonen und Flamen 
vereinen könnte.1 Man muss unterstrei-
chen, dass diese Krise eine innere Gefahr 
für Europa birgt, weil Belgien eines der 
ursprünglichen Begründer der EGKS ist, 
d.h. ein Land, das in Europa eine Refe-
renz darstellt. Wenn Belgien unfähig 
wäre, seine Krise zu lösen, könnten ver-
schiedene nationalistische Bewegungen, 
die in Europa existieren – sogar vergesse-
ne, wie in Sizilien, Korsika, in der  Breta-
gne usw. –  unerwartet Auftrieb erhalten.

setzen werden. Aber wenn die P.I.I.G.S. 
die Rechnung der ersten Finanzbaisse 
bezahlen müssen, wird der Sachverhalt 
interessanter werden, da Grossbritan-
nien, die USA und Japan die nächsten 
wären, die von der Finanzspekulation 
gegen ihre Staatsverschuldung betroffen 
werden könnten. Vor allem Japan, mit 
einer Staatsverschuldung von 218% sei-
nes  Bruttoinlandsprodukts im Jahre 2009 
und einer sehr unstabilen Währung. Aber 
auch die Frage der USA - weil es wirklich 
Zweifel gibt, dass sie weiterhin Gläubiger 

Europa in der Krise
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3) Die Frage mit den grössten Auswir-
kungen ist aber zweifellos die der ökono-
mischen und strukturellen Krise. Sie hat 
2008 mit der Krise der Subprime-Hypo-
theken angefangen und kommt heute, in 
ihrer zweiten Welle, zu den Staaten. Die 
erste Frage, die gestellt werden muss, ist, 
ob sich alle Regierungen überhaupt si-
cher sind bezüglich der Richtung, der sie 
folgen müssen. 
Obwohl die neoliberalen Massnahmen 
und die Rezepte des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) weiter angewen-
det werden, sind die Umstände anschei-
nend sehr unvorhersehbar. Die P.I.I.G.S 
(Portugal, Italien, Irland, Griechenland 
und Spanien) sind die ersten Staaten, 
die Lohnkürzungen, Anstellungstopp im 
öffentlichen Sektor, Rentenkürzungen, 
allgemeine Entlassungen im privaten 
Sektor, Privatisierungen und weniger In-
vestitionen im öffentlichen Bereich um-

finden kann um ihre Verschuldung zu fi-
nanzieren. Interessant ist auch zu wissen, 
dass die zwei grössten Gläubiger der US-
Schulden China und Japan sind. Die ja-
panische Verschuldung bleibt unter japa-
nischen Gläubigern, aber wenn die USA 
nicht fähig wären, ihre Verschuldung zu 
bezahlen, würde es Japan sehr stark spü-
ren. Die Spekulation gegen die Verschul-
dung der USA, die Strategie von China 
um Japan und die USA zu destabilisie-
ren, damit sie ihre Exporte nach Japan 
steigern und ihre geostrategische Macht 
gegenüber der USA erhöhen können, und 
die grosse Verschuldung von Japan könn-
te eine riesige weltweite Krise auslösen.

Hintergründe
Wir schreiben jedoch weiter über Europa. 
Wir sind interessiert verschiedene Bei-
spiele zu untersuchen. Wenden wir unsere 
Aufmerksamkeit auf die neuen ökonomi-

Für einmal wird PIGS nicht als Beleidigung verstanden...

1 Am 13.06.2010 wurde die flämische Unabhängig-
keitspartei zum ersten Mal mit 30% der Stimmen 
zur stärksten politischen Kraft.



schen Gesetze, die in Spanien angewen-
det werden. Die Regierung Zapateros 
versucht seit zwei Jahren, das spanische 
Sozialsystem während der Krise nicht ab-
zubauen. Auch hat die Regierung damals 
versucht, die Arbeitslosenrate (heute bei 
20%) mit verschiedenen Strategien, die 
auf grossen staatlichen Investitionen ba-
sierten, zu senken. Sie haben aber auch 
die Banken gerettet und nach zwei Jahren 
spürt man den politischen und ökonomi-
schen Verschleiss. Jetzt beginnt die Exe-
kutive mit Lohnkürzungen zwischen 5% 
und 15% im öffentlichen Sektor, massi-
ven Kürzungen beim Kindergeld und bei 
den Invalidenrenten. Es ist wichtig die 
„Notwendigkeit“ dieser Massnahmen zu 
erklären. Spanien wurde durch den Druck 
der EU und die Spekulationen gegen sei-
ne Verschuldung gezwungen, seine Po-
litik zu ändern. Es tauchen zwei Fragen 
auf:

würde, mit dem Risiko, dass Spanien fol-
gen würde, wären die Folgen viel grösser. 
Es wurde viel Geld in Spanien investiert.

b) Was heisst Spekulation gegen die 
Staatverschuldung?
 Die Erklärung was Staatsverschuldung 
heisst, macht es nötig, in unseren Artikel 
einen Umweg einzubauen. Es lohnt sich. 
Denn zuerst muss erkläret werden, dass 
die Staatsverschuldung existiert, seit mo-
derne Staaten existieren. Also, die Staats-
verschuldung ist ein Mechanismus, der 
begann benutzt zu werden, als der Kapi-
talismus ein kleines Kind 
war. Die Spuren dieses Mechanismus‘ 
kann seit Genua und Venedig im ausge-
henden Mittelalter verfolgt werden, um 
ihn dann mit voller Kraft mit der Erobe-
rung von Amerika durch Spanien entste-
hen zu sehen (die Eroberung war eine 
fundamentale Basis der kapitalistischen 

auch eine beliebte Art um das Kapital 
aufzuwerten. Die Reichen haben Kapital 
geliehen, um es mit den entsprechenden 
Zinsen zurückzubekommen. So ist die 
Staatverschuldung sinnvoll. Sie kommt 
nicht aus dem Nichts, sondern es ist eine 
Art, wie ein Staat in einen bestimmten 
Moment über viel Geld verfügen kann, 
um es danach durch Steuern langsamer 
und „ruhiger“ wiederzubekommen und 
zurückzugeben. 
Als die Subprimekrise losbrach, waren 
die Staaten in einem Dilemma: Entweder 
das Kapital impfen oder zulassen, dass 
das System zusammenbricht. Die letzte-
re Option wurde 1929 beschlossen. Die 
Erfahrung 1929 und der Mangel einer 
gefährlichen Konkurrenz auf internati-
onaler Ebene (wie die Sowjetunion vor 
einigen Jahrzehnten) führte zur Impfung 
von Kapital, um die Banken zu retten. 
So wurde der Konjunktureinbruch ab-
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Hat der Stabilitätspakt Griechenland auf den Hund gebracht?

Akkumulation; ein wirklicher Markt, der 
haufenweise Metall, sehr billige Arbeits-
kräfte und eine neue Region zur Expansi-
on brachte). Es ist klar, dass die Staaten 
nicht hätten konkurrieren können, wenn 
sie ein Steuersystem benutzt hätten, das 
nur auf Privilegien basiert und vor allem 
auf den Bauernstand angewendet würde. 
Man muss sagen, dass Staat und Kapital 
nur Wesenszüge eines gleichen Systems 
sind, in dem das Kapital eine staatliche 
Infrastruktur braucht – mit genügend 
Macht, zum Beispiel, um das Sklaventum 
und die Massenverarmung in Südamerika 
hervorzubringen. Auf der anderen Seite 
brauchten die Staaten jemanden, der ih-
nen Geld leihen konnte, und das vermit-
telten unsere lieben Kapitalisten. Das war 

a) Warum gibt es Druck durch die 
EU?
Die EU übt Druck auf Spanien, Portugal 
und Griechenland aus, weil sowohl die 
französischen, als auch die deutschen 
Banken eine beachtliche Menge Geld in 
diesen Ländern investiert haben. Wenn 
diese Staaten Bankrott machen (De-
fault), sind Deutschland und Frankreich 
die ersten, die die Auswirkungen spüren 
werden. Trotzdem gibt es Unterschiede: 
Es ist vor allem für Deutschland möglich, 
ein Default in Griechenland zu überneh-
men (deswegen gab  es eine Konfrontati-
on zwischen Sarkozy und Merkel, da die 
französischen Banken viel mehr in Grie-
chenland investiert hatten als die deut-
schen). Wenn Portugal Bankrott machen 

gemildert und die 
Wirtschaft wuchs 
wieder – sehr wahr-
scheinlich als Folge 
Liquiditätsspritze in 
den Finanzsektor. 
Niemand könn-
te Geld ausleihen, 
wenn alle allen 
misstrauen würden 
und einige unbezahl-
te GläubigerInnen 
wären. Trotzdem 
gibt es ein Problem 
hinter dieser Logik. 
Die Staaten sind 
verschuldet und jetzt 
brauchen sie Kredit. 
Sie leihen den Ban-
ken Geld mit 1% 
Zinsen, müssen aber 
5% Zinsen akzeptie-
ren um einen Kre-

dit von den Banken zu bekommen. Das 
letzte Mal passierte noch etwas. Die Li-
quidität wurde mit einem SWAP-Kredit 
„entsorgt“. Das heisst, eine Art von Kre-
dit, bei dem die Rückzahlungszinsen auf 
der Kreditwürdigkeit basiert – je grösser 
die Unsicherheit, desto mehr Zins. Diese 
Art von Krediten sind sehr rentabel, wenn 
man die Mittel hat, einen Staat als zah-
lungsunfähig darzustellen... Die Banken 
haben verschiedene Techniken dafür. Zu-
sammenfassung: die Schuld wächst und 
stürzt in den Abgrund der Finanzorgie, 
die die SpekulantInnen organisieren. Die 
Schuld hingegen gehört allen, der Beam-
tin, dem Bäcker und auch dem kleinen 
Unternehmen. 
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Ein Beispiel? Griechenland. 
Jetzt taucht die ewige Frage auf: Warum, 
wenn die Schulden allen gehören, bezah-
len sie nicht alle? Diese Frage betrifft 
eigentlich den Kern des Problems. Klar 
ist, dass der Staat die Interessen des Ka-
pitals normalerweise schützt, aber dieses 
Bild wäre eine Vereinfachung der Ant-
wort. Vor allem versucht der Staat immer 
weiter zu überleben, sich immer weiter 
zu reproduzieren, und wenn die Mass-
nahme zur Folge hat Griechenland zur 
Deflation verdonnern, wenn die Staats-
ausgaben so reduziert werden, dass die 
BürgerInnen viel weniger konsumieren 
werden und daher der Staat in Rezession 
bleibt, warum keine keynesianistische 
Politik anwenden? Warum versucht nie-
mand die Schulden zu verteilen? In erster 
Linie kann Griechenland seine Währung 
nicht entwerten. Diese Option würde die 
SparerInnen (mit wenig oder viel Geld) 
belasten. Alle würden mehr oder weniger 
betroffen werden. Wenn Griechenland 
die Mehrheit der KapitalistInnen besteu-
ern würde, um die Schulden zu bezahlen, 
würde das Kapital in einem neoliberalen 
System wie heute aus dem Land fliehen. 
Es würde sagen: Ciao, ich fliege viel-
leicht...in die Schweiz?
Deshalb muss der Staat Vertrauen in die 
Konkurrenzfähigkeit schaffen, damit die 
InvestorInnen Griechenland attraktiv fin-
den. Also ist die beste Möglichkeit, die 
Bevölkerung zu verarschen, und es so 
einzurichten, dass von ihrer Seite wenig 
Gegenwehr kommt. Seit die sozialisti-
schen Staaten gescheitert sind, gab es 
einen starken Abschwung der sozialen 
Bewegungen, der sozialen Kämpfe. Und 
so sehen die griechischen ArbeiterInnen 
heute, wie ihre Kaufkraft um 20 bis 50% 
gesenkt wird, wie der öffentliche Sektor 
(Gesundheit und Bildung!) verkauft wird 
und wie grosse Teile ihrer Rechte ver-
schwinden. Dies ist die Abschaffung des 
Wohlfahrtsstaates.
Irgendwie bekommt das Problem seine 
wahre Form. Man muss noch zwei Sa-
chen im
Kopf haben. Alle europäischen Länder 
sind sehr stark verschuldet (eigentlich 
hat die Mehrheit der ex-sowjetischen 
Ländern seit zwei Jahre ein Defaults-
risiko. Lettland ist das beste Beispiel). 
Aber es darf auch nicht vergessen wer-
den, dass Europa nur ein Schuldenpro-
blem hat, wenn die Realwirtschaft nicht 
der Finanzwirtschaft entspricht. Es muss 
auch gesagt werden, dass sich die deut-
sche Wirtschaft ab den 80ern und 90ern 
auf Kosten der neuen Mitglieder, die in 
die EU eingetreten sind, erneuerte und 

wuchs. Deutschland hat seine Exporte in 
dem Moment erhöht, in dem seine Pro-
duktionskraft gefährdet war, zu veralten. 
Heute exportiert Deutschland zwei Drit-
tel der Produkte an europäische Länder. 
Ursprünglich führte diese Situation dazu, 
dass diese Länder grosse Investionen 
bekommen haben und die Kaufkraft der 
BürgerInnen stieg, denn die Produkte aus 
Deutschland waren billiger wegen ihrer 
besseren Produktivität. Dagegen haben 
diese Länder mit der Zeit ihre Fähigkeit 
verloren, zu konkurrieren. Nun kommt 
der Punkt: Deutschland schaffte ein Ex-
portsystem und es muss weiter expor-
tieren, und die Länder, die ein Default-

2 Die Hilfe des Rettungsfonds kommt auch aus an-
deren Ländern der EU, wie Belgien, Spanien, Ita-
lien, usw... auch die USA steuert durch den IWF 
Geld bei.

3 Der historische Teil dieses Artikels basiert auf:  
K. Marx,“Das Kapital“, Sektion VII. (beschreibt die 

Staatverschuldung und die ursprüngliche Akku-
mulation); 

I. Wallerstein,  „The Modern World System III“, Ka-
pitel 2 und 3 (beschreibt die Rolle der politischen 
Infrastruktur in Verbindung mit der Wirtschaft) 

I. Wallerstein, „Europa está en implosión?“ (disku-
tiert die allgemeine Idee der politische Krise in 
Europa); A. G. Frank und seine Dependenztheorie

Risiko haben, versuchen gleichzeitig ihre 
Konkurrenzfähigkeit in Europa mit dem 
Abbau des Sozialstaates zu erreichen. Die 
europäischen Länder konkurrieren mitei-
nander, obwohl sie eine gleiche Währung 
haben und eine gemeinsame Politik su-
chen. Jemand sollte schreien: Rette sich, 
wer kann! Die Antwort auf diese Situati-
on ist sehr alt: Imperialismus und Wirt-
schaftsabhängigkeit. Man schafft einen 
Rettungsfonds, mit  Rückendeckung des 
IWFs, der die Staaten zwingt, eine neo-
liberale Politik umzusetzen. Das Finanz-
kapital der Länder im Zentrum (in unse-
rem Fall Deutschland und Frankreich) 
bleibt ohne Risiko, da das verschuldete 
Land das Geld, das es zurückgeben muss, 
von den anderen Ländern bekommt. Das 
heisst, dass Deutschland und Frankreich 
ihr Geld vor allem von... Deutschland 
und Frankreich (als grösste Investoren 
des Rettungsfonds) kriegen.2 So schul-
det Griechenland das gleiche Geld mit 
neuen Zinsen, obwohl sie dieses Mal 
kleiner sind, weil sie aus einem Rettungs-

fonds kommen. Aber der Staat muss ei-
nen Stabilisierungsplan einführen um 
den Fonds zu bekommen. Mit anderen 
Worten: Die griechischen ArbeiterInnen 
sind die SchuldnerInnen der deutschen 
und französischen Banken. Noch ein-
mal: dass Griechenland konkurrenzfä-
hig wird, bedeutet, dass die Firmen jetzt 
den griechischen ArbeiterInnen das letz-
te Stück Mehrwert abzwingen können. 
Die Mehrheit der BürgerInnen profitiert 
nicht davon, sondern verliert Kaufkraft. 
Der Staat bekommt nicht genügend Geld 
durch Steuern, muss also noch einmal 
die Staatsverschuldung und den Haus-
haltsausgleich benutzen. Die Geschich-
te wiederholt sich und der Staat kommt 
in einen deflationären Zyklus. Es ist ein 
Teufelkreis, der lange Zeit brauchen wird 
um sich zu entwirren. Unterwegs werden 
die ArbeiterInnen viele ihrer sozialen Er-
rungenschaften verlieren und der Staat 
wird total abhängig von internationalen 
Investitionen werden.3

Auswege?
In den europäischen Ländern entstehen 
verschiedene Strategien um mit der Kri-
se umzugehen. Griechenland ist ein gu-
tes Beispiel, um sie zu untersuchen. Eine 
wäre der Stalinismus, der dort von der 
Kommunistischen Partei Griechenlands 
(KKE) repräsentiert wird. Die andere, am 
Anfang des Artikels genannte Strategie 
ist der Nationalismus. Die Entwicklung 
des Kapitalismus schafft eine ökono-
misch, militärisch und politisch hierar-
chische Struktur und diese Bewegungen 
sind die Materialisierung dieser Struk-
tur. Europa wird sich damit in Zukunft 
beschäftigen müssen. Man muss sagen, 
dass diese Strategien im Rahmen von 
Kapitalismus und Patriarchat bleiben und 
dass es notwendig ist, andere Strategien 
umzusetzen. Aktuell in Griechenland, 
aber auch anderswo, gibt es ein paar viel-
versprechende Ansätze. Man müsste über 
die Krise der Linken sprechen um sie zu 
analysieren. Aber das ist eine andere Ge-
schichte. 

Paula Sigè



Wir haben uns vorgenommen in jeder 
Ausgabe auch etwas Kultur zu brin-
gen und werden hier Kurzgeschichten, 
Gedichte und grafischer Kunst einen 
Platz geben. Wir versuchen möglichst 
Unverönventlichtes abzudrucken und 
freuen uns natürlich wenn du uns deine 
Werke zur Verfügung stellst (schreib an 
zeitung@faubern.ch)

Falls wir einmal nicht genügend zuge-
sendet bekommen, werden wir auch auf 
schon bereits veröffentlichte Kunst zu-
rückgreifen.

Einisch isch e Gwärkschaft chli am 
wärkle gsi
Einisch isch e Gwärkschaft chli am wärkle gsi
wo si du de entlech si bereit gtande
isch t Revolution scho düre gsi
und de het si sech wider ufglöst di Bande.

Da steit t Unia gross und mächtig im Schwitzchaschte
doch es brodlet im Vouch und di nöie trage uf de Banner Chatze
Da steit t Unia gross und mächtig aber vorem mu es Blatt
Stöh t anarchosyndikalischte ir Stadt und verteile es Flugblatt
Da steit t Unia gross und mächtig und verhandlet Soziauverträg
Stöh di rot-schwarze vor dr Fabrik und verzeue vom ne Kampf um nöie Arbeitsverträg
Da steit t Unia gross und mächtig und vertritt vo de Arbeiter nume no di Riche
Da gsesch di ehwig grächte oh im Schatte vor Gseuschaft umeschliche
Da steit t Unia gross und mächtig, ar Demo mit 10‘000 Banner ir Hang
verteilt di Freie Arbeiter Union Bern 1‘000 Flugbletter und ar Unia wird Angst und Bang 

Von: Isbär

Gedichte

Cc&Hs: Some Room Left For Your Dreams
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Zur Kulturseite

Das Programm der 
Grünliberalen
Immer mehr Wald wird kahl gehackt
Auf dass niemand mehr hinter die Bäume kackt
Immer mehr Asphaltstrassen werden gebaut
Auf dass sich niemand den Anzug versaut

Schon wieder ein Naherho(h)lungsgebiet
Auf dass niemand mehr echte Natur sieht
Warum wollen bloss so viele Menschen laufen?
Sie sollen lieber im Westside einkaufen

Grün sind wir aus Gewissen und Nostalgie
Und politisieren brav für die Natureuthanasie
Halten uns für die einzig wahren Öko-Asketen
Sehnen uns nicht nach Natur sondern Aktienpaketen

Wir sind liberale FDPler mit Chloroplasten
Für Gewinn betonieren wir jeden Sandkasten
Wir tragen nur feinsten Sweatshop-Zwirn
Und den Verrat am Umweltschutz auf der Stirn

von: Niedźwiedzek

Abbruch
Nagender Baggerzahn frisst sich durch Stahlbeton
Trümmer fallen auf den Grund
Das Gerippe wird sichtbar
Das Alte muss weg
Schutt räumen
Neuanfang

von: Niedźwiedzek



	 6. Dienstjahr	 180 Tage
•	 Schwangerschaft und bis 16 Wochen 

nach der Geburt.

Missbräuchliche Kündigung
In folgenden Fällen kann eine Kündigung 
als missbräuchlich erachtet werden und zum 
Einfordern einer Entschädigung im Wert von 
maximal 6 Monatslöhnen berechtigen: 
•	 Kündigung aus einem Grund, der in der 

Persönlichkeit begründet ist (Geschlecht, 
Alter, Herkunft)

•	 Kündigung wegen eines in der Verfas-
sung definierten Rechts (inkl. gewerk-
schaftliche Tätigkeit)

•	 Kündigung weil der Arbeitgeber den/die 
ArbeitnehmerIn daran hindern will, von 
einem Recht Gebrauch zu nehmen (z.B. 
Mutterschaftsurlaub)

•	 Rachekündigung nachdem von einem 
Recht Gebrauch gemacht wurde.

•	 Kollektive Kündigung, die weder den 
ArbeitnehmerInnen noch dem Beco mit-
geteilt worden ist (in diesem Fall kann 
die Entschädigung nicht höher als 2 
Monatslöhne sein). Siehe dazu auch 9.6 
Massenentlassungen.

Massenentlassung
Bei einer Massenentlassung muss der/die 
ArbeitgeberIn die Belegschaft im voraus 
schriftlich über die Gründe und die Zahl der 
Entlassungen informieren und die Belegschaft 
muss die Möglichkeit haben, Vorschläge zu 
machen, wie die Kündigungen vermieden  
oder ihre Folgen gemildert werden können. Es 
gibt aber im Gesetz keine Pflicht, dass der/die 
ArbeitgeberIn mit der Belegschaft einen Sozi-
alplan oder sonst etwas aushandeln muss. In 
einigen GAV gibt es dazu Regelungen.
Ausserdem muss der/die ArbeitgeberIn das 
kantonale Arbeitsamt ebenfalls im voraus 
schriftlich informieren. Wenn der Arbeitge-
ber diese Informationspflicht verletzt, sind die 
Kündigungen missbräuchlich. 

Das Gesetz definiert eine Massenentlassung je 
nach Betriebsgrösse:
•	 Kleinbetrieb (20-100 ArbeiterInnen): 	

10 Entlassungen
•	 Mittelbetrieb (100-300 ArbeiterInnen):	

10% der Belegschaft
•	 Grossbetrieb (über 300 ArbeiterInnen):	

mehr als 30 Entlassungen

Das OR sieht einige wenige Schutzmassnah-
men vor, bei einigen Gesamtarbeitsverträgen 
(GAV) sind Zusatzbestimmungen festgehal-
ten, die ein wenig mehr Schutz bieten.

Kündigungsfrist
Im allgemeinen gelten folgende Fristen:
Probezeit	7 Tage
1. Dienstjahr	 1 Monat ( Monatsende)
2.-9. Dienstjahr	 2 Monate (Monatsende)
ab 9. Dienstjahr	 3 Monate (Monatsende)

Ein GAV oder ein Einzelarbeitsvertrag kann 
kürzere Kündigungsfristen festlegen. Ab dem 
2. Dienstjahr muss aber eine Frist von einem 
Monat festgehalten werden.

Fristlose Kündigung
Wenn aus bestimmten Gründen ein weiteres 
Arbeitsverhältnis unmöglich ist, kann von bei-
den Seiten her eine fristlose Kündigung ausge-
sprochen werden. Grund dazu ist ein vollkom-
mener Vertrauensverlust z.B. wenn der Lohn 
auch nach Setzen einer Frist nicht ausbezahlt 
wird, wenn bei einer massiven Belästigung die 
Arbeit unzumutbar wird oder von Seiten des 
Betriebs, bei Diebstahl oder Verrat von Ge-
schäftsgeheimnissen.
Wenn Sie eine fristlose Kündigung anfechten 
wollen, sollten Sie dies dem/der ArbeitgeberIn 
sofort in einem Protestbrief mitteilen und dar-
in gleichzeitig Ihre weitere Arbeitsbereitschaft 
signalisieren.

Kündigungsgründe
Sie können einen Schadensersatz einfordern 
(Lohn während der ordentlichen Kündigungs-
frist), sowie eine Entschädigung von bis zu 6 
Monatslöhnen.
Auch wenn Sie selbst fristlos kündigen, weil 
der Arbeitgeber das Vertrauensverhältnis 
komplett zerstörte, können Sie einen Scha-
densersatz (Lohn bis Ende Kündigungsfrist) 
einfordern.

Kündigungsverbot und Sperrfristen
Es gibt bestimmte Sperrfristen, während derer 
Ihnen der/die ArbeitgeberIn Ihnen nicht kün-
digen darf:

•	 Militärdienst, Zivilschutz, Zivildienst
•	 Vollständige oder teilweise Arbeitsunfä-

higkeit (Krankheit, Unfall):
	 1. Dienstjahr	 30 Tage
	 2.-5. Dienstjahr	 90 Tage

KündigungDas Ziel der AnarchosyndikalistInnen 
ist eine ausbeutungsfreie, herrschafts-
lose und auf Selbstverwaltung begrün-
dete Gesellschaft.

Wir denken, dass es unmöglich ist, 
unsere Interessen mit StellvertreterIn-
nen-Politik, wie sie zum Beispiel von 
Parteien, Kirchen und reformistischen 
Gewerkschaften betrieben wird, durch-
zusetzen. Daher lehnen wir die Vertre-
tung unserer Interessen in zentralistisch 
aufgebauten Organisationen ab, da es 
in solchen Organisationen immer ein 
Machtgefälle zwischen „einfachen“ 
Mitgliedern und der Zentrale gibt. 
Uns schwebt viel mehr eine lokal ver-
ankerte Gewerkschaft ohne Funktionä-
rInnen vor, die allen, die ihre Dienste 
nötig haben, Hilfe zur Selbsthilfe bietet.

Um unsere Ziele durchzusetzen, dienen 
uns die Mittel der Direkten Aktion, wie 
z.B. Streiks, Besetzungen, Boykotte, 
etc. Im Gegensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit ab.

Das gegenwärtige kapitalistische Wirt-
schaftssystem zieht seine Macht aus der 
Kontrolle über die Produktionsmittel 
und aus der tagtäglichen Ausbeutung 
der Arbeitenden. Revolutionäre Arbeit 
in den Betrieben trifft den Kapitalismus 
an seiner Wurzel. Damit die Kämpfe 
Erfolg haben können, müssen sie aber 
mit Kämpfen in anderen gesellschaftli-
chen Bereichen verknüpft werden.

Wir freuen uns über Kommentare, 
Rückmeldungen und Kontakte an: 
info@faubern.ch. 
Kommentare und Ähnliches, was die 
Zeitung betrifft an: zeitung@faubern.
ch.

Schwarze Katze?
Die schwarze Katze als Symbol für 
selbstorganisierte Arbeitskämpfe wur-
de im frühen 20. Jahrhundert vom 
IWW-Mitglied Ralph Chaplin erschaf-
fen. Die Katze, auch „Sab Cat“ ge-
nannt, wird heute von libertären Ge-
werkschaften auf der ganzen Welt als 
Symbol benutzt.

Über uns...

Kontakt
FAU Bern
www.faubern.ch
info@faubern.ch

FAU Zürich
www.fauzuerich.ch
info@fauzuerich.ch

di schwarzi chatz/DA-Abos
zeitung@faubern.ch
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